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Betrifft: Entwurf eines Rechtspfleger­
gesetzes 1985 - Stellungnahme 

In Anlage wird eine gemeinsam erarbeitete Stellungnahme 
zum o.a. Gesetzesentwurf in 25-facher Ausfertigung über­
sendet. 
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� VEREIN IGUNG DER BUNDESSE KTION RICHT}::R 

ÖSTERREICHISCHBN RICHTER UND �)'rAA'rSANVJÄLTE 

IN D E H Cl-ÖD 

B.�chtspfleger gesetzes J385 

Der vorliegende :En tVJUrf basiert wei tgehend auf 

dem derzeit geltenden Rechtspflegergesetz, BGBl.Nr. 

180 /1962. Dieses ist durch zahlreiche Novellierungen, 

insbesondere der Bestimmungen des 'I'iirkungskreises des 

Rechtspflegers, unübersichtlich geworden, sodaß die Er-

lassung eines neu�n Rechtspflegergesetzes zweckmäßig 

ist. Der Entwurf sieht neben der Ne uregelung des Wir-

kungskreises vor allem eine Ne uordnung der Ausbildung 

des Hechtspflegers vor, was grundsätzlich zu begrUI3en 

ist. 

Zu den einzelnen Bestimmungen wird wie folgt Stel-

lung genommen, wob�i gegen die in der Folge nicht ange-

fUhrten Bestimmungen des Entwufes keine Bedenken beste-

hen: 

D i e  neu eingefügte Hezeich�lUng "als Organ des Bun-

des" ist Uberflüssig, weiL sich diese Stellung bereits 

a us den Art. 10 Abs. Z 6, ß2 Abs.1, 87 a Abs.1 B -VG er-

gibt. Di ase Wend ung kö nnte daher ohne Be e in trächt igung 

der "besonderen Stellung des Hechtspflegers" entfallen . 

. . . /2 
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§ 5 Aba.1 

Zumindest in den Erl.iiuterungen ware klarzustel-

len, daß durch diese 13eatimrnung diejenigen d er §§ 38, 39 

BDG liber Versetzung und Dienstzuteilung unberUhrt blei-

ben. Obwohl es keinem ZWeifel unterliegt, daß auf Rechts-

pfleger als nichtrichterliche Bedienstete das BDG anzu-

wenden ist, könnte die Frage auftauchen, ob das Rechts-

pflegergesetz 1935 als JUngeres Ge setz oder lex specia-

lis diesen Bestimmung en des EDG derogiert. Schon im In-

teresse des VersetzungsBchutzes der Rechtspfleger, aber 

auch im Sinne einer g e w iss en Kontinui tat in deren rrätig-

kei t bei einem Ger Lcht ist d io An wend ung der genannten 

Bestimmungen des BDG wiinschenswert. Dieselben Überlegun-

gen gelten für das PVG, vile zu § 6 des Entwurfes noch 

auszuführen sein wird. 

Während § 6 Aba.1 so wie der bisherige § 7 Abs.1 

von der "Geschiiftsverteilungßübersicht" spricht, wird 

in den Erliiuterungen zum § 6 Abs.3 (3. 37 des Entwurfes) 

plötzlich von der "Geschiiftsverteilung" gesprochen, wel-

che die Vertretung eines Rechtspflegers durch einen an-

deren vorzusehen haben wird. Auch hier müßte es richtig 

" Ge sc ha f t s ver te i 1 un g 8U b l� I" S ich t " he i ß e n, we 1 c he s Vi 0 I" t j e-

doch nicht nur in die BrHiuterungen Eingang finden soll-

te, sondern im Gesetzestext in allen drei Absa tzen des 

§ 6 Verwendung finden müßte, um eindeutig klarzustel-

len, daß die von den Organen der Justizverwaltung zu er-

stellende GeschäftsverteilungsUbersicht auch die Auftei-

... /3 
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lung der Agenden der Rechtspfleger zwischen diesen und 

deren Vertretung unterein�nder 

Re gelung nicht von dem die 

schließenden Personalsenat zu 

zu regeln hat und diese 

Gesch�ftsverteilung be­

treffen ist. Letzteres 

ist entschieden abzl..l.lehnen und kann auch nicht im Inter­

esse der Rechtspfleger liegen, liber deren Agenden dann 

ein Organ entscheiden wUrde, ni:imlich der Personalsenat , 

an dessen Wahl sie weder aktiv noch passiv teilnehmen. 

Allerdings wäre zumindest in die Erläutenmgen ein lün­

vleis auf § 9 Abs.2 lit.b PVG aufzunehmen. Die Erstellung 

der Geschäftsverteilungsübersicht samt Vertretungsplan 

stellt bezüglich der Re chtspfleger, auf welche als 

nichtrichterliche Bedienstete zweifelsfrei das PVG anzu­

wenden ist, wohl einß Erstellung oder Änderung des 

Dienstplanes und .der Diensteinteilung über einen länge­

ren Ze i traum bzw. häufig fU r mehrere Bed ienstete dar, so­

daß von den jeweiligen die Geschäftsverteilungsliber­

sicht erstellenden oder ändernden Justizverwal tungsorga-

nen das Einvernehmen :nit dem Dienststellenausschu{j im 

Sinne des § 10 PVG nach dessen § 9 Abs.2 lit.b herzustel­

len sein wird. Gerade diese Bestimmung zeigt, daß eine 

Befassung der Personalsenate mit dieser Frage im Rahmen 

der Beschluf3fassung Uber die Geschäftsverteilung nicht 

sinnvoll erscheint, da dieser als Kollegialorgan nicht 

fii t einem and eren Kolleg ia 10rgan, ni:imlich dem Di enst­

stellenausschuß , das Ei nv ernehrnen herstellen kann, was 

schon an der praktischen Durchführbarkeit sehe.! tern wUr­

de. Jedenfalls bedarf dies.e grundlegende .B'rage einer 

.. . /4 
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Klärung im oben aufgezeigten Sinn, um in Hinkunft Unklar-

heiten in diesem Punkt zu vermeiden. 

§ 9 A bs.3 

Es besteht keine Notwendigkeit, Berichte an vorge-

setzte Behörden dem Richter vorzubehal ten. Im 2. Halb-

satz dieser Bestimmung sollten dah,er die Worte tlfUr Be-

richte an vorgesetzte Behörden sowie" gestrichen wer-

Ob sich die Befugnis des Rechtspflegers , Vorlage-

berichte selbst zu. unterfertigen, so klar aus § 11 Abs.3 

ergibt, \vie .in den erläuternden Bemerkungen behaupt(�t, 

ka� zfleifelt werden. Diese Befugnis ist im ibrigen UD-

nötig., weil der Rechtspfleger gemäß § 10 Abs.2 das 

Rechtsmittel - so wie bisher - stets dem R:chter vorzu1e-

gen hat. Gsschieht dies unt�H' AnschluG eines Vorlagebe-

richtes, so kann der Richter diesen sofort unterferti-

gen. Es wär.e ein überflüssiger' und das Verfahren verzö·-

.. gernder Formalismus, würde der Richter im Akt einen Ver-

merk .anbringen, daß er sich nicht bestimmt finde, dem 

Rechtsmittel .stattzugeben, und den Akt danach zur Unter-

fertigtEl[S des Vorlageberichtes dem Rechtspfleger zurück-

ste lIen, um . isosen . beson:i er e St s11 uns z·,). un terstrei-

richt dem Richter v.orgelegt, so wird dieser, .1:"aL 1s c:r 

dem Hechtsmittel nicht selbst stattgibt, die Herstel-

lung eines Vorlageberichtes verfUgen. Ob dieser dann 

vom Richter oder vom.Rechtspfleger unterschrieben wird, 

... /5 
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ist letztlich gleichgültig. 

Die erste der oben beschriebenen Vorgangsweisen 

ist zeitsparender und geeignet, Verfahrensverzögerungen 

zu vermeiden. Da die Bedeutung des Rechtspflegers im 

österreichischen Rechtsleben wohl unumstritten ist, 

scheint es unnötig, seine besondere Stellung durch eine 

ffBefugnisff zu unterstreichen, die noch dazu in der Pra­

xis voraussichtlich wenig Rolle spielen \vird, weil ja 

der Richter weiterhin Vorlageberichte unterschreiben 

darf. 

Es wird daher vorgeschlagen, die § §  10 Abs.2, 11 

Abs.3 wie folgt zu fassen: 

�1§ 10 (2) Rechtsmittel gegen die Entscheidungen 

des Rechtspflegers sin� stets dem Richter mit Vorlagebe­

richt vorzulegen. 

§ 11 (3) Finde:t der Richter, daß dem Rechtsmittel 

nicht oder nur teilweise Folge zu geben wäre, so hat er 

es dem .Rechtsmittelgericht mit einem diesbezüglichen 

Vermerk 11 

D er Ordnung halber wäre diese Bestimmung dahin zu 

ergänzen, daßc der Rechtspfleger bei Aberkennung seiner 

Befugnis die Urkunde gemäß § 4 unverzüglich zurückzu­

stellen hat. 

§ 16Abs.2Z2 

Die in den erläuternden Bemerkungen vertretene An­

sicht, durch die Wendung ffVerfahren zur Regelung und zur 

En tziehung" werde klarg.e.stell t '. daß wei terhin die. Auf­

... /6 
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nahme und die Genehmigung von Vereinbarungen ilber den 

persönlichen Verkehr eines Elternteils (von Großeltern) 

mit seinem Kind (ihrem Enkelkind) und von Vereinbarun­

gen der Eltern gemäß § 177 Abs .1 A B GB dem Rechtspfleger 

zukomme, kann nicht geteil t werden . Auch solchen Verfü­

gungen geht nämlich in aller Re gel ein Verfahren voraus, 

weil ja auch .bei der Genehmigung einer Vereinbarung das 

Kindeswohl zu. prüfen ist,. F ür die Ablehnung der Genehmi­

gung einer Vereinbarung wäre der Rechtspfleger aber 

selbst nach der in den erläuternden Bemerkungen vertre­

tenen Ansicht nicht zus.tändig, weil dann auf jeden Fall 

ein "Verfahre.n" einzuleiten ist. 

Soll das Verfahren und die Entscheidung liber die 

Genehmigung einer Vereinbarung liber das Besuchsrecht 

und die elterlichen Rechte und Pflichten dem Rechtspfle­

ger zukommen, so wäre .dies nicht nur in den erläuternden 

Bemerkungen, sondern auch im Gesetzestext klarzustel­

len. Da es bei der Prüfung des Kindeswohles aber keinen 

Unterschied machen darf, ob eine Vereinbarung vorliegt 

oder nicht, erscheint es sachgerechter, sämtliche dies­

bezüglichen Verfligungen dem Ri chter vor zubehal ten. In 

diesem Fall könnte es beim vorgeschlagenen Gesetzestext 

bleiben; es wären nur die erläuternden Bemerkungen zu än­

dern, um später Hißverständnisse bei der. Auslegung zu 

vermeiden. 

§§J2J.� 
Di e nach den erläuternden Bemerkungen in Abs.1 Z 1 

der genannten Bestimmungen enthaltene Generalklausel 

... /7 
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sollte im Gesetzeatext deutlicher ausgedrUckt werden, 

etwa durch folgende Formulierung: 

"Der \Virkungskreis in Verlassenschaftssachen 

(Pf legschaftssachen) umfaßt: 

1) alle Geschäfte ... mit den sich aus Abs.2 erge­

henden Beschränkungen;" 

§ 20 

Diese Bestimmung ist im Zusammenhang mit der Ein­

fUhrung des obligatorischen Mahnverfahrens für Geldl(La-

.. gen bis S 30.000,-- bei den Bezirksgerichten a"b 

1.1.1986 u nter gleichzeitigem Beginn der automationsun­

terstUtzten F.ührung desselben te.i einzelnen Gerichten 

v.on großer Bed.eutung. Die Ver.wirklichung dieser Be.stim­

mung erscheint �?rdringlich, ja sie mü[3te zwecks recht­

zeitiger Ausbildung von Rechtspflegern in dieser Sparte 

.. ehestens Gesetzeskraft er.langen, da ansonsten die Ver­

wirklichung dieses von den richterlichen Standesvertre­

tungen schon im "Notstandsbericht" geforderten Vorha­

bens ernstlich gefähr�et erscheint. 

§ 2 6 A bs.2 

Diese Bestimmung sollte lauten: 

"De r An trag ist abzulehnen, ... " 

Nach der derzeitigen Formulierung l�ge es im Er­

messen des Präsidenten des Oberlandesgerichtea, auch 

solche Bewerber zur Rechtspflegerausbildung zuzulassen, 

denen die körperliche oder geistige Eignung für die Aus­

bildung zum Rechtspfleger offenbar fehlt. 

§ 27 

... /8 
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beschäftigung zur l�rfU.llung der 3-jährigen Praxiß ßGm'� .. : '; 

Abs.2 ausreicht. Allenfalls wäre eine Sonderregelung 

für teilzeitbeschäftigte Beamte zu treffen. 

F'ür die Erwei terLlng des Kreises der Kur.slei ter, 

Kurslehrer und Prüfungskommismire auf Personen, die zur 

Ausübung des Hichteramtes befähigt sind, b.entelH keiner-

lei sachliche Notwendigkeit. 

§ 43 A bs . 5 

Die Ausstellung e ines Diploms üb(,, :r das gebnis 

,der bestand enen PrUfu.ng nach dem Arbei tsgeb Le.tslehrgang 

1st iJber;Lissig . . , Ein solches Diplom wäre au:3erhalb des 

Bund esrl ienstes, j a sogar. au3 erhalb der Gerichtsbarkeit, 

völlig wertl os . Ein Zeil{�nis erfüllt jedenfalls densel-

. ben Zweck,. zumal aueh ein Eichter über die bestandene 

Richteramtsprüfun.g nur ein ;301ches erhält. Ztt,' Unte�-

streichung der besonderen Stellung des Reehtspflecsc,;o:'3 

genügt wohl die Bestellungsurkunde gemäß § 4 Ab s.1 . 

Di e Be stimm ung, daß erst nach neuerlicher Teilnah-

me ,am Lehrgang die Wiederholung einer Prüfung zulässig 

sein soll, erscheint wenig sinnvoll, denn damit fehlt 

der Bedienstete wieder für d ie Dauer eines vollen Lehr-

ganges in ,je" 0'00(; stelle, obwohl GI' sich n ur besser 

auf d ie Prüfung vorbereJ ten hätte miiß.Jen. § 44 D o l lte. da-

her dahingehend lauten, daß die Prüfungskommission e.irH; 

neuerliche Teilnahme am Lehrgang anordnen kann, 

j" . .  , --) 
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diesfalls eine zweite Wlederholuns der PrUfu�� 

Dr .Ernst M�rkel eh. Dr . G .. : '1 t,8r vVJratscn eh. 
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